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MITTEILUNGEN

Anpassung der Schul- und Kostgeldbeiträge der IV

Gleichzeitig mit dem Beschluss über die Anpassung der AHV/lV-Leistungen hat
der Bundesrat am 29. 6. 1983 verschiedene Änderungen der Verordnung zur
AHV und IV verabschiedet. Nachfolgend wird die Begründung zum geänderten
Art. 10 1VV, welcher die Erhöhung der Schul- und Kostgeldbeiträge beinhaltet,
wiedergegeben.

Wie aus Erhebungen für die Berechnung des Betriebsbeitrages für das Jahr
1981 hervorgeht, können die Kosten der Sonderschulen mit den heute geltenden

Ansätzen nicht mehr im gewünschten Ausmass gedeckt werden. Die
Einnahmen pro Tag und Schüler aus den individuellen IV-Leistungen, aus dem
Betriebsbeitrag an das Defizit sowie aus den vorausgesetzten Beiträgen von
Kanton, Gemeinde und Eltern machten bei Internats- und Externatsschulen
im Schnitt kaum noch 70 Prozent der anrechenbaren Kosten pro Tag und
Schüler aus. Die Restdefizite steigen weiter an. Diese Entwicklung ist
insbesondere darauf zurückzuführen, dass sich die Sonderschulen aus pädagogischen

Gründen veranlasst sehen, die Bestände in den Klassen und Internatsgruppen

zu reduzieren. Die bei den Internatsschulen bereits seit dem Ausbau
der externen Sonderschulen festzustellende Massierung schwerer Fälle
(insbesondere Zunahme des Anteils der Mehrfachbehinderten) wird auch vermehrt
in den Externatsschulen erkennbar. Ein beachtliches Ansteigen der Kosten
pro Schüler und damit auch pro Tag ist deshalb unvermeidlich.

Die relativ bescheidenen Schul- und Kostgeldansätze bewirken, dass die
Schulen stets über zu wenig flüssige Mittel verfügen und deshalb auf teure
Bankkontokorrentkredite angewiesen sind.

Die Schul- und Kostgeldbeiträge werden daher um je 10 Franken, d.h. von
bisher je 15 auf je 25 Franken pro Schul- bzw. Aufenthaltstag, erhöht. Der
Vergütungsansatz für auswärtige Verpflegung in externen Sonderschulen - er
wurde letztmals auf den 1. Januar 1981 von 4 auf 5 Franken pro Hauptmahlzeit
erhöht - bleibt hingegen unverändert.

Die genannte Erhöhung wird eine Anpassung der Kostgelder der Kantone
und Gemeinden sowie der Eltern im Sinne von Artikel 19 Absatz 2 Buchstaben

a und b nach sich ziehen. Damit werden diese ungefähr den inzwischen
ebenfalls gestiegenen vergleichbaren Kosten für nicht invalide Minderjährige
angeglichen. (Kantone und Gemeinden bisher je 5 Franken, nun 8 Franken;
Eltern bisher 5 Franken, jetzt 6 Franken.)

(Aus ZAK Nr. 10/83, S. 422 f.)
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